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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

Dr. Michael RAMI und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

sowie des Ersatzmitgliedes  

Dr. Angela JULCHER 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Mag. Bernadette HUBER 

als Schriftführerin,  
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in der Beschwerdesache des *****, vertreten durch die VÖLK Rechtsanwalts 

GmbH, Graben 22/Petersplatz 4/5, 1010 Wien, gegen den Beschluss des Bundes-

verwaltungsgerichtes vom 16. April 2024, Z W271 2288884-1/7E, in seiner heuti-

gen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 

I. Die Behandlung der Beschwerde wird abgelehnt. 

II. Die Beschwerde wird dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abgetre-

ten. 

Begründung 

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 

wenn von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht 

zu erwarten ist (Art. 144 Abs. 2 und 4 B-VG). Ein solcher Fall liegt vor, wenn zur 

Beantwortung der maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Überle-

gungen nicht erforderlich sind. 

Der Beschwerdeführer rügt die Verletzung in den verfassungsgesetzlich gewähr-

leisteten Rechten auf Unversehrtheit des Eigentums (Art. 5 StGG; 

Art. 1 1. ZPEMRK), auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz (Art. 7 B-VG; 

Art. 2 StGG) und auf ein faires Verfahren (Art. 6 EMRK). Die gerügten Rechtsver-

letzungen wären im vorliegenden Fall aber nur die Folge einer – allenfalls grob – 

unrichtigen Anwendung des einfachen Gesetzes. Spezifisch verfassungsrechtliche 

Überlegungen sind vor dem Hintergrund des Beschwerdefalles zur Beantwortung 

der aufgeworfenen Fragen, insbesondere der Frage, ob das Bundesverwaltungs-

gericht den Beschwerdeführer wegen ungerechtfertigter Verweigerung der Aus-

sage vor dem "ROT-BLAUER Machtmissbrauch-Untersuchungsausschuss" zu Recht 

mit einer Beugestrafe gemäß § 45 Abs. 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 2 und § 56 

Verfahrensordnung für parlamentarische Untersuchungsausschüsse (VO-UA) be-

legt hat, nicht anzustellen. 

Demgemäß wurde beschlossen, von einer Behandlung der Beschwerde abzusehen 

und sie gemäß Art. 144 Abs. 3 und 4 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof abzutreten 
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(§ 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 letzter Satz VfGG; zum System der Abtretung der Be-

schwerde an den Verwaltungsgerichtshof durch den Verfassungsgerichtshof nach 

Inkrafttreten der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 vgl. VfSlg. 

19.867/2014). 

Wien, am 24. September 2024 

Die Vizepräsidentin: 

Dr. MADNER 

Schriftführerin: 

Mag. HUBER 

 

 

 

 
 


